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I. Amtlicher Teil

Bildung

Richtlinien 
über die Gewährung von Zuwendungen 

zur Förderung des 
internationalen Schüleraustausches
(RL-Schüleraustausch – RLSchA)

vom 13. November 2019
Gz.: 37.14-52500

Auf Grund des § 146 des Gesetzes über die Schulen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Schulgesetz – BbgSchulG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 
(GVBl. I S. 78), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. De-
zember 2018 (GVBl.I S. 15), bestimmt die Ministerin für  
Bildung, Jugend und Sport:

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinien und auf Grund der §§ 23 und 44 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) sowie der dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften Zuwendungen zur Durchfüh-
rung von internationalen Begegnungen von Schüler-
gruppen. 

1.2 Internationale Begegnungen dienen vorwiegend dem 
Zweck, Schulpartnerschaften aufzubauen und fort-
zuführen sowie persönliche Kontakte zwischen deut-
schen und ausländischen Schülerinnen und Schülern 
zu knüpfen und zu erhalten. Sie sollen dazu befähigen, 
andere Kulturen und Gesellschaften kennen zu lernen 
und sich mit ihnen auseinander zu setzen, sowie zur in-
terkulturellen Erziehung, zum Erwerb von Fremdspra-
chenkenntnissen und zur Vermittlung landeskundlicher 
Kenntnisse beitragen.

1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung einer 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Geltungsbereich und Gegenstand der Förderung

2.1 Die Zuwendung erfolgt für Schülerinnen und Schüler, 
die an internationalen Begegnungen teilnehmen und in 
einem Schulverhältnis zu einer Schule im Land Bran-
denburg stehen. Internationale Begegnungen sind schu-
lische Veranstaltungen. 

2.2 Gegenstand der Förderung sind die Kosten für die An- 
und Abreise zum oder vom Partner, für Unterkunft und 
Verpflegung sowie zur Programmrealisierung, zum 
Beispiel Veranstaltungen, Fahrtkosten vor Ort.

2.3 Für die begleitenden Lehrkräfte ist eine Förderung aus-
geschlossen.

3. Zuwendungsempfänger

 Antragsberechtigt sind die Träger oder Schulförderver-
eine (e.V.) von Schulen in öffentlicher und freier Trä-
gerschaft im Land Brandenburg.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

 Eine Förderung durch das Land Brandenburg setzt 
grundsätzlich voraus, dass

4.1 die Begegnung in einem europäischen Land durchge-
führt wird. In begründeten Fällen kann hiervon abgewi-
chen werden, wenn die Maßnahme im besonderen Inte-
resse des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
liegt,

4.2 die Begegnung im Rahmen einer längerfristig angeleg-
ten Schulpartnerschaft stattfindet oder der Anbahnung 
einer Schulpartnerschaft dient,

4.3 gemeinsame pädagogisch orientierte Veranstaltungen, 
gemeinsamer Unterricht oder Projektarbeit neben lan-
deskundlichen Elementen integraler Bestandteil des 
Programms sind,

4.4 die Unterbringung in Gastfamilien der Partnerschule 
erfolgt (begründete Ausnahmen sind möglich), 

4.5 die Begegnung mindestens 8 Tage dauert (An- und Ab-
reise gelten als ein Tag, begründete Ausnahmen sind 
möglich), 

4.6 Lerngruppen, Arbeitsgemeinschaften und Projektgrup-
pen oder mindestens 10 Schülerinnen und Schüler einer 
Schule an der Begegnung teilnehmen und 

4.7 bei Antragstellung ein ausführliches und von der Part-
nerschule bestätigtes Programm vorgelegt wird.

4.8 Bei Begegnungen im grenznahen Raum mit Polen 
können, abweichend von Nummer 4.5, nach Maßgabe 
dieser Richtlinien auch Kurz- oder Tagesbegegnungen 
gefördert werden.

4.9 Voraussetzung für eine Förderung ist ferner, dass die 
gesamte Schule, insbesondere die Schulleitung und die 
verantwortlichen Lehrkräfte, alle geeigneten Maßnah-
men ergreift, um rassistisch oder fremdenfeindlich mo-
tivierte Vorfälle im Zusammenhang mit dem Austausch 
zu verhindern. Dazu gehört unter anderem:
-  eine sorgfältige Vor- und Nachbereitung der Begeg-

nungen mit den teilnehmenden Schülerinnen und 
Schülern unter Einbeziehung der Eltern, der Schul-
konferenz und gegebenenfalls regionaler Partner, 
zum Beispiel Beratungssysteme an den staatlichen 
Schulämtern oder Unterstützungssysteme im Rahmen 
des Handlungskonzepts „Tolerantes Brandenburg „ 
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-  die Bereitschaft der am Austausch teilnehmenden 
Schülerinnen und Schüler, aktiv für Toleranz und 
Verständigung einzutreten und sich beim Besuch 
ihrer Partner in Brandenburg engagiert für deren Si-
cherheit und Wohlbefinden einzusetzen,

- im Rahmen der Möglichkeiten das Verhindern ver-
baler oder gar tätlicher Übergriffe gegenüber aus-
ländischen Gästen auch im regionalen Umfeld durch 
entsprechende Begleitung und Betreuung.

Dass und wie die Schule diesbezüglich ihrer pädagogischen 
Verantwortung gerecht werden will, ist im Antragsvordruck ge-
sondert nachzuweisen. 

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungsart: Projektförderung

5.2 Finanzierungsart: Anteilsfinanzierung 
  für Fahrtkosten sowie zusätzlich
  oder anstelle dessen eine 
  Festbetragsfinanzierung als 
  Tagegeld.

5.3 Zuwendungsform: Zuschuss / Zuweisung

5.4 Bemessungsgrundlagen

5.4.1 Als zuwendungsfähige Kosten werden anerkannt:
 
 Die Kosten der Brandenburger Schülerinnen und 

Schüler für
a) die An- und Abreise,
b Unterkunft und Verpflegung und
c) die Programmrealisierung, d.h. für Veranstaltungen, 

die besonders dem Zweck gemäß Nummer 1.2 dieser 
Richtlinien Rechnung tragen.

 Die Zuwendung beträgt – außer im Fall der Tagegeld-
pauschale bei Inlandsbegegnungen – höchstens 50 Pro-
zent der vom Zuwendungsgeber als zuwendungsfähig 
anerkannten Gesamtkosten der Maßnahme. Die Höhe 
der Zuwendung richtet sich nach dem Umfang der ver-
fügbaren Haushaltsmittel. 

5.4.2 Begegnungen im Inland

 Der Zuschuss wird vom Zuwendungsgeber maßnahme-
spezifisch festgelegt, als Pauschale gewährt und beträgt 
maximal 5 Euro je Tag und teilnehmende Schülerin 
oder Schüler. Er darf die Gesamtkosten der Begegnung 
nicht übersteigen. Gefördert werden höchstens 14 Tage.  

 Abweichend von Nummer 2.1 kann bei Inlandsbegeg-
nungen mit Schülerinnen und Schülern aus den Staaten 
Mittel-, Ost- und Südosteuropas, den Nachfolgestaaten 
der ehemaligen Sowjetunion und Entwicklungsländern 
in begründeten Fällen auch für die ausländischen Schü-
lerinnen und Schüler ein Tagegeld in Höhe von 2,50 
Euro je Tag und Teilnehmerin oder Teilnehmer gewährt 
werden, wenn keine Förderung von anderer Seite er-
folgt.

5.4.3 Begegnungen im Ausland

 Bezuschusst werden in der Regel die Fahrtkosten bis 
zu 50 Prozent. Für die Aufenthaltskosten kann in Ab-
hängigkeit von der Haushaltslage ein maßnahmespezi-
fisch festzulegender Festbetrag von maximal 5 Euro je 
Tag und teilnehmender Schülerin oder teilnehmendem 
Schüler gewährt werden. Gefördert werden höchstens 
14 Tage pro internationale Begegnung.

6. Verfahren

6.1 Antragsverfahren

 Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind an das 
Staatliche Schulamt Cottbus zu richten. Dazu gehören:
a) das vollständig ausgefüllte Antragsformular mit Er-

läuterung der geplanten Maßnahme und gegebenen-
falls notwendigen Begründungen, 

b) ein detaillierter Kostenplan/Kostenvoranschlag (ge-
gebenenfalls Kostenvoranschlag für Transportmit-
tel),

c) ein detailliertes von der Partnerschule bestätigtes 
Programm und

d) ein Auszug aus dem Vereinsregister zum Nachweis 
der Zeichnungsberechtigung bei Fördervereinen.

 Die Anträge sind in der Regel zu folgenden Terminen 
einzureichen:

 für Begegnungen im 
 1. Kalenderhalbjahr (01.01.-31.07.): 15. Januar,
 für Begegnungen im 
 2. Kalenderhalbjahr (01.08.-31.12.): 15. Juni.

 Sie müssen jedoch spätestens acht Wochen vor Beginn 
der Maßnahme vorliegen. In begründeten Ausnahme-
fällen ist eine kürzere Antragsfrist möglich.

 Ein vorzeitiger Maßnahmebeginn gem. Ziffer 1.3 VV 
zu § 44 LHO gilt mit dem Datum der Antragstellung 
als zugelassen. Diese Einwilligung in den vorzeitigen 
Maßnahmebeginn begründet jedoch keinen Anspruch 
der Antragstellerin oder des Antragsteller auf eine Be-
willigung. Eine Bewilligung kann auch dann noch ganz 
oder teilweise abgelehnt werden. Die Risiken eines 
vorzeitigen Maßnahmebeginns liegen bei der Zuwen-
dungsempfängerin bzw. beim Zuwendungsempfänger.

6.2 Bewilligungsverfahren

 Das Staatliche Schulamt Cottbus ist die Bewilligungs-
behörde.

6.3 Verwendungsnachweisverfahren

 Der Zuwendungsempfänger legt spätestens sechs Wo-
chen nach Abschluss der durchgeführten Maßnahme 
einen Verwendungsnachweis vor. Dem zahlenmäßigen 
Nachweis sind eine Teilnehmerliste mit den Original-
unterschriften der teilnehmenden Schülerinnen und 
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Schüler, bei Gewährung von Fahrtkostenzuschüssen 
die Originalbelege sowie ein Sachbericht beizufügen, 
der eine Bewertung des Erfolgs der Maßnahme er-
möglicht. Es ist zu bescheinigen, dass die gewährten 
Zuwendungen zweckentsprechend, wirtschaftlich und 
sparsam verwendet wurden.

6.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV/
VVG zu 44 LHO, soweit nicht in diesen Förderrichtli-
nien Abweichungen zugelassen worden sind.

7. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 Diese Richtlinien treten am 1. Januar 2020 in Kraft und 
am 31. Dezember 2021 außer Kraft. 

Potsdam, den 13. November 2019                                    

Die Ministerin für
Bildung, Jugend und Sport 

Britta Ernst
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II. Nichtamtlicher Teil

Stellenausschreibungen

Fortbildungsreferent/in und Dozent/in für  
Teilhabe- und andere Fachdienste im Land Berlin als 

Tarifbeschäftigte/r (m/w/d)

Dienststelle
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie - Sozialpä-
dagogisches Fortbildungsinstitut Berlin-Brandenburg (SFBB)

Zusatz
Gemeinsame Ausschreibung der Länder Berlin und Branden-
burg

Berufsfeld
Soziale Dienste

Laufbahngruppe
Höherer Dienst (Laufbahngruppe 2)

Bezeichnung
Fortbildungsreferent/in und Dozent/in für Teilhabe- und andere 
Fachdienste im Land Berlin als Tarifbeschäftigte/r (m/w/d)

Entgeltgruppe
13

Besetzbar
frühestens 01.01.2020 (vorbehaltlich des Vorliegens der haus-
haltsrechtlichen Voraussetzungen, HG 2020/21)

Befristung
bis 31.12.2021

Kennzahl
161/19

Vollzeit/Teilzeit
Nur Teilzeit

Zusatz
50 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit

Wochenstunden
19,7

Arbeitsgebiet
SFBB Doz 37: Fortbildungsreferent/-in und Dozent/-in für 
Teilhabe- und andere Fachdienste im Land Berlin
 
Fortbildung von Fachkräften aus den Diensten der Berliner 
Jugendämter, insbesondere der Teilhabefachdienste, zu den 
Themen Hilfeplanung, Entscheidungsverfahren und Leistungs-
dreieck 9. Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)/Bundesteilhabe-
gesetzes (BTHG) bzw. 8. Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)/
Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG).

Weitere Themenfelder sind: staatliches Wächteramt im Kin-
derschutz, interdisziplinäre Zusammenarbeit mit angrenzenden 
Diensten, Sozialraumorientierung, Berufseinstieg in pädagogi-
schen Arbeitsfeldern, Kooperation mit Fachschulen und Hoch-
schulen, Qualitätsentwicklung.

Zu den Aufgaben gehören die Sicherstellung bedarfsgerech-
ter Angebote, Umsetzung aktueller Entwicklungen in Fort-
bildungsformate, Referent/innen-, Moderations- und Dozent/
innentätigkeit, Planung, Durchführung und Auswertung von 
Veranstaltungen der Fortbildung, Tagungsmanagement, Evalu-
ation, Controlling.

Anforderungen
• Abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium 

- Master/Magister/Diplom oder vergleichbare anerkannte 
Abschlüsse - in erziehungswissenschaftlicher/sozialwis-
senschaftlicher/pädagogischer Fachrichtung,

• Zusatzausbildung im Bereich Fort- bzw. Erwachsenenbil-
dung,

• relevante Berufserfahrung im Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe, insbesondere im Bereich Eingliederungshilfe 
und Hilfe zur Erziehung (HzE) sowie BTHG.

Erwünscht ist darüber hinaus Berufserfahrung in der Fort- und 
Weiterbildung

Die formalen Voraussetzungen müssen bis zum Zeitpunkt der 
Auswahlentscheidung erfüllt sein.

Anforderungsprofil
Die weiteren fachlichen und außerfachlichen Anforderungen 
bitte ich dem Anforderungsprofil zu entnehmen, welches Sie 
bei ZS B 2.6, Frau Fischer, E-Mail: aniko.fischer@senbjf.ber-
lin.de, anfordern können.

Bewerbungsfrist
27.12.2019

Bewerbungsanschrift
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 
ZS B 2.6 (Kzf. 161/19)
Bernhard-Weiß-Straße 6
10178 Berlin 
oder
per E-Mail an: aniko.fischer@senbjf.berlin.de

Bewerbungsunterlagen
Bitte senden Sie Ihre Bewerbung unter Beifügung eines tabel-
larischen Lebenslaufes innerhalb der oben genannten Bewer-
bungsfrist unter Angabe der Kennziffer an die angegebene An-
schrift. Beschäftigte des öffentlichen Dienstes legen bitte eine 
Einverständniserklärung zur Personalakteneinsicht unter Anga-
be der personalaktenführenden Stelle bei.

Im Rahmen des Auswahlverfahrens ist für Bewerber/innen 
eine aktuelle dienstliche Beurteilung bzw. ein aktuelles Zeugnis 
(nicht älter als ein Jahr) zu berücksichtigen. Soweit eine entspre-
chende Beurteilung/ ein entsprechendes Zeugnis nicht vorliegt, 
bitte ich, für die Erstellung Sorge zu tragen.
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Ansprechperson
bei fachlichen Fragen: Herr Fischer, SFBB Vw Ltg,  
Tel.: 004930/48481-130 bei personalwirtschaftlichen Fragen: 
Frau Fischer, ZS B 2.6, Tel.: s.u.

Telefon
004930/90227-6653

E-Mail
aniko.fischer@senbjf.berlin.de

Erstellt am
25.10.2019

Zuletzt aktualisiert am
22.11.2019

Dieses Stellenangebot stammt aus dem Angebot von „Stellen-
ausschreibungen“ von Berlin.de. Das Original-Angebot errei-
chen Sie unter http://www.berlin.de/stellen/43325

Ich bitte um Verständnis, dass die Bewerbungsunterlagen aus 
Kostengründen nur per Fachpost zurückgesandt werden können.

Hinweise
Der Dienstort befindet sich im Jagdschloss Glienicke im äu-
ßersten Südwesten Berlins im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, nahe 
der Stadtgrenze zu Potsdam.

Die Personalauswahlentscheidung wird unter Zugrundelegung 
des beruflichen Werdegangs und der dienstlichen Beurteilung/ 
Zeugnisse getroffen. Ergänzend erfolgt ein strukturiertes Aus-
wahlverfahren.

Schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte Menschen werden 
bei gleicher Qualifikation bevorzugt berücksichtigt. Bitte wei-
sen Sie in Ihrer Bewerbung auf eine vorhandene Schwerbehin-
derung hin.

Bewerbungen von Menschen mit Migrationshintergrund, die 
die Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, sind ausdrücklich 
erwünscht.
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